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Vernehmlassungsvorlage vom 
18. Juni 2018  

Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen im Reglement 

1. Reglement über die familien-
ergänzende Kinderbetreuung 
Kinderbetreuungsreglement 
(KiBeR) 

   

Der Einwohnerrat,    

gestützt auf die §§ 2 Abs. 1 sowie 4 
Abs. 1 und 2 des Gesetzes über die 
familienergänzende Kinderbetreuung 
(Kinderbetreuungsgesetz, KiBeG) vom 
12. Januar 20161), die §§ 20 Abs. 2 lit. 
i sowie 55 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Einwohnergemeinden (Gemeinde-
gesetz) vom 19. Dezember 19782) und 
§ 12 Abs. 1 lit. b der Gemeindeord-
nung der Einwohnergemeinde Aarau 
vom 23. Juni 19803), 

   

beschliesst:    

I.   . 

1. Allgemeine Bestimmungen         

                                                   
1) SAR 815.300 
2) SAR 171.100 
3) SRS 1.1-1 
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Vernehmlassungsvorlage vom 
18. Juni 2018  

Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen im Reglement 

§  1 
Zweck 

   

1 Dieses Reglement bezweckt mit der 
Regelung der familienergänzenden 
Kinderbetreuung: 

   

a) die Vereinbarkeit von Familie und 
Arbeit oder Ausbildung zu fördern 
und durch ein bedarfsgerechtes An-
gebot zu erleichtern, 

   

b) die emotionale, kognitive, sprachli-
che und soziale Förderung sowie die 
Chancengerechtigkeit der Kinder zu 
verbessern, 

   

c) die Erziehungsberechtigten nach 
Massgabe der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit zu unterstützen. 

   

§  2 
Geltungsbereich 

   

1 Dieses Reglement findet Anwendung 
auf alle Betreuungsverhältnisse von 
Kindern mit Wohnsitz in Aarau, wenn 
mindestens eine erziehungsberechtig-
te Person steuerrechtlichen Wohnsitz 
in Aarau hat und eine familienergän-
zende Kinderbetreuung in Anspruch 
nimmt. 
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Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen im Reglement 

§  3 
Begriffe 

   

1 Die folgenden Begriffe bedeuten:    

a) Familienergänzende Kinderbetreu-
ung: Als familienergänzende Kinder-
betreuung gilt die regelmässige Ta-
gesbetreuung von Kindern im Vor-
schul- und Primarschulalter aus-
serhalb der obligatorischen Unter-
richtszeit; 

   

b) Erziehungsberechtigte: Als Erzie-
hungsberechtigte gelten Personen, 
die mit dem Kind in häuslicher Ge-
meinschaft leben; 

   

c) Kindertagesstätte: Als Kindertage-
stätte gelten Kinderkrippen und Ta-
gesstrukturen; 

   

d) Kinderkrippe: Als Kinderkrippe gilt 
eine Betreuungseinrichtung, die Kin-
der im Vorschulalter betreut; 

   

e) Tagesstruktur: Als Tagesstruktur gilt 
eine Betreuungseinrichtung, die Kin-
dergarten- und Schulkinder bis zum 
Ende der Primarschule betreut; 
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18. Juni 2018  

Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen im Reglement 

f) Tagesfamilie: Als Tagesfamilie gelten 
Personen, die Kinder im Vorschul- 
oder Schulalter bis zum Ende der 
Primarschule im eigenen Haushalt 
betreuen. 

   

2. Bedarfsgerechtes familiener-
gänzendes Betreuungsangebot 

        

§  4 
Betreuungsformen und Trägerschaft 

   

1 Der Bedarf an familienergänzender 
Kinderbetreuung wird durch folgende 
Angebote gedeckt: 

   

a) Kinderkrippen mit einer Betriebsbe-
willigung, 

   

b) Tagesstrukturen mit einer Betriebs-
bewilligung, 

   

c) Tagesfamilien, die einer Tagesfami-
lienorganisation angeschlossen sind 
und beaufsichtigt werden, 

   

d) Tagesfamilien, die nicht einer Ta-
gesfamilienorganisation angeschlos-
sen sind. 
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Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen im Reglement 

2 Die familienergänzende Kinderbe-
treuung wird in der Stadt Aarau durch 
Angebote von privaten Trägerschaften 
bereitgestellt. 

   

3 Die Stadt Aarau kann bei Bedarf ei-
gene Angebote bereitstellen, sich mit 
anderen Einwohnergemeinden zu-
sammenschliessen oder mit diesen 
Verträge abschliessen. 

   

§  5 
Bedarfsgerechtes Angebot 

   

1 Das Angebot ist bedarfsgerecht, 
wenn die Erziehungsberechtigten in-
nerhalb von acht Monaten einen Be-
treuungsplatz durch ein Angebot nach 
§ 4 finden können. 

Grossmehrheitlich wurde die Defini-
tion von acht Monaten kritisiert. Alle 
Teilnehmenden möchten eine Defi-
nition mit einer kürzeren Zeitspanne 
bis die Stadt Massnahmen ergrei-
fen muss, um das Angebot auszu-
bauen. Die Trägerschaften schla-
gen vor, die Frist auf 6 Monate zu 
verkürzen. Die Grünen, die SP und 
Pro Aarau schlagen sogar vor, die 
Frist auf 2-3 Monate zu verkürzen. 
Die EVP und die FDP schlagen wie 
die Trägerschaften eine Frist von 6 
Monaten vor. 

Das Betreuungsangebot in der Stadt 
Aarau ist sehr gut. Die Bedarfsge-
rechtigkeit ist von den unterschied-
lichsten Faktoren abhängig (Preis der 
Betreuung, wirtschaftliche Situation, 
u.a.m). Die Nachfrage ist deshalb 
auch immer wieder Schwankungen 
ausgesetzt. Die Frist von acht Mona-
te kann ohne direkte finanzielle Aus-
wirkungen auf sechs Monate redu-
ziert werden. Dies erhöht jedoch den 
Handlungsdruck auf den Stadtrat und 
die Verwaltung. Eine weitere Reduk-
tion, wie dies einzelne Teilnehmende 
fordern, ist hingegen nicht ratsam, da 
das Risiko besteht, dass ein Betreu-
ungsangebot aufgebaut wird, wel-
ches nicht ausgelastet werden kann. 
Um die Bedarfsgerechtigkeit zu beur-

1 Das Angebot ist bedarfsgerecht, 
wenn die Erziehungsberechtigten 
innerhalb von sechs Monaten ei-
nen Betreuungsplatz durch ein 
Angebot nach § 4 finden können.  
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Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen im Reglement 

teilen, ist es Aufgabe der Verwaltung 
eine konstante Marktbeobachtung 
durchzuführen. Dies kann unter an-
derem darin bestehen, dass regel-
mässig Wartelisten aller Kinderta-
gesstätten ausgewertet werden. 

2 Es besteht kein Anspruch auf einen 
Betreuungsplatz. 

Die SP und Pro Aarau fordern, 
dass dieser Absatz gestrichen wird, 
da er aus ihrer Sicht kantonalem 
Recht widerspricht (§ 2 Abs. 1 Ki-
BeG) . 

Im Kinderbetreuungsgesetz wird nir-
gends festgehalten oder verlangt, 
dass die Eltern einen Rechtsan-
spruch haben. Ein Rechtsanspruch 
würde bedeuten, dass die Eltern das 
individuelle Recht hätten, einen Be-
treuungsplatz bei der Stadt einzukla-
gen. 

(Keine Änderung) 

3 Es besteht keine Pflicht, ein bestimm-
tes Angebot zu benützen. 

   

3. Finanzierung         

§  6 
Subventionsanspruch 

   

1 Die Kosten für die Benützung von 
familienergänzender Kinderbetreuung 
werden primär von den Erziehungsbe-
rechtigten getragen. 
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Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen im Reglement 

2 Die Stadt Aarau subventioniert die 
Angebote nach § 4 Abs. 1 lit. a bis 
c unabhängig vom Betreuungsort nach 
Massgabe der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit der Erziehungsberech-
tigten. 

   

3 Folgende Angebote in der Stadt Aar-
au an familienergänzender Kinderbe-
treuung werden nicht subventioniert: 

   

a) Tagesfamilien, die nicht einer Ta-
gesfamilienorganisation angeschlos-
sen sind (§ 4 Abs. 1 lit. d), 

   

b) andere Betreuungsformen als jene 
gemäss § 4 Abs. 1, 

   

c) wenn die Arbeitgeberin oder der 
Arbeitgeber eine Betreuungsform 
gemäss § 4 Abs. 1 führt oder mitfi-
nanziert. 
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Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen im Reglement 

4 Der Anspruch auf Subvention besteht 
auch, wenn Erziehungsberechtigte 
keiner Arbeit oder Ausbildung nachge-
hen. 

Die FDP möchte, dass die Subven-
tionen an den Nachweis der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf 
gekoppelt werden. Die Trägerschaf-
ten befürworten den Verzicht auf 
den Nachweis der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Die Grünen 
meinen, dass dem Aspekt der 
sprachlichen Integration zu wenig 
Beachtung geschenkt wird und Pro 
Aarau und die SP fordern, dass die 
Stadt als Voraussetzung für Sub-
ventionen den Trägerschaften Mi-
nimallöhne vorschreiben soll. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Minimallöhne: 
Die Grünen und die SP fordern, 
dass die Stadt im KiBeR Mindest-
löhne als Voraussetzung der Sub-
ventionierung festschreiben soll. 

Der Stadtrat hat bereits in seinen 10 
wichtigsten Grundsätzen beschlos-
sen (vgl. Beschluss Nr. 687 vom 
13.11.2017), dass der Nachweis der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
nicht Voraussetzung für Subventio-
nen sein soll. Damit wird auch dem 
Aspekt Rechnung getragen, den die 
Grünen kritisieren. Familien, die ihre 
Kinder aufgrund der sprachlichen 
Integration in eine Betreuungseinrich-
tung schicken, können dies mit der 
aktuellen Formulierung tun. Ein 
Nachweis würde einen enormen 
Aufwand bei der Verwaltung generie-
ren. Ausserdem wäre es nicht immer 
einfach Abgrenzungen vorzunehmen, 
ob ein Nachweis akzeptiert werden 
kann oder nicht (z.B. was könnte un-
ter sozialer Indikation verstanden 
werden, was nicht?), langwierige 
Diskussionen wären vorprogram-
miert. 
 
 
Es ist nicht Aufgabe des KiBeG und 
dessen Umsetzung, im Bereich der 
Minimallöhne zu legiferieren. Die 
Festlegung von Mindestlöhnen ist ein 
Anliegen der Sozialpartner (Träger-
schaften und Gewerkschaften) und 
nicht der öffentlichen Hand. 

(Keine Änderung) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Keine Änderung) 
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Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen im Reglement 

5 Die Aufteilung der Betreuung für das 
gleiche Kind auf einen subventionsbe-
rechtigten und einen nicht subventi-
onsberechtigten Platz in der gleichen 
Kindertagesstätte ist nicht zulässig. 

   

§  7 
Höhe der Subvention 

   

1 Die Stadt Aarau subventioniert die 
Differenz zwischen den marktüblichen 
Kosten der konkreten Betreuungsleis-
tung und dem Beitrag der Erziehungs-
berechtigten. 

   

2 Der Subventionsbetrag entspricht 
höchstens den marktüblichen Kosten 
der konkreten Betreuungsleistung. 

   

§  8 
Berechnungsgrundlagen 

   

1 Der Stadtrat legt in einer Verordnung 
insbesondere die Kriterien der Berech-
nung der marktüblichen Kosten und 
der einkommensabhängigen Beiträge 
der Erziehungsberechtigten fest. 

   

2 Er gewichtet die Anzahl der Betreu-
ungsplätze der Kinderkrippen nach 
Massgabe des Betreuungsaufwands 
der Altersgruppe. 
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Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen im Reglement 

§  9 
Angebote der Stadt Aarau 

   

1 Die Bestimmungen über die Finan-
zierung finden auf Kindertagesstätten, 
die von der Stadt Aarau oder im Ge-
meindeverband geführt werden, sinn-
gemäss Anwendung. 

   

4. Verfahren und Vollzug         

§  10 
Vereinbarungen mit privaten Trägerschaften 

   

1 Der Stadtrat schliesst mit den priva-
ten Trägerschaften Vereinbarungen 
über den Zahlungsfluss der Subven-
tionen sowie über die administrativen 
Prozesse ab. 

Bei dieser Frage stimmen alle Teil-
nehmenden ausser der FDP dem 
Vorgehen zu. Die Trägerschaften 
unterstützen das Anliegen, sofern 
die Stadt sich nicht in innerbetrieb-
liche Angelegenheiten einmischt. 
 
Die FDP fordert grundsätzlich ein 
Betreuungsgutscheinmodell. Sie 
argumentieren damit, dass mit dem 
vorgeschlagenen Modell die Eltern 
keine Wahlfreiheit hätten. Zudem 
bezweifeln sie, dass mit einem Be-
treuungsgutscheinmodell die Ver-
waltungskosten der Stadt Aarau 
steigen würden. Sie vertreten die 
Meinung, dass die Eltern nicht je-
den Monat den Nachweis der Zah-

Mit der vom Stadtrat vorgeschlage-
nen Vereinbarung soll vor allem si-
chergestellt werden, dass der Zah-
lungsfluss der Subvention effizient 
und effektiv verläuft. Dies ist im Inte-
resse der Stadt, der Trägerschaft wie 
auch der Eltern. Die Eltern müssen 
die Betreuungskosten nicht vorfinan-
zieren. Sie entrichten von Anfang an 
den einkommensabhängigen Tarif. 
Die Kita-Trägerschaften haben ein 
deutlich tieferes Debitorenrisiko, da 
sie den Eltern nur den einkommens-
abhängigen Tarif in Rechnung stellen 
und die Subventionen pro Betreu-
ungsverhältnis direkt von der Stadt 
ausgerichtet bekommen. Die Stadt 
hat den Vorteil, dass sie nicht jedes 

(Keine Änderung) 
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Vernehmlassung Stellungnahme Änderungen im Reglement 

lung der Betreuungskosten erbrin-
gen müssten. 

einzelne Betreuungsverhältnis jeden 
Monat berechnen und auszahlen 
muss. 
 
Das von der Stadt vorgeschlagene 
Modell ist ein 100%-iges Subjektfi-
nanzierungsmodell. Die städtischen 
Mittel ermässigen ganz gezielt die 
Elternbeiträge. Das vorgeschlagene 
Finanzierungsmodell hat keinen Ein-
fluss auf die Wahlfreiheit einer Be-
treuungsinstitution. Die Eltern können 
frei entscheiden, in welcher Einrich-
tung sie ihr Kind betreuen lassen 
wollen. 
 

  In der Botschaft an den Einwohnerrat 
soll nochmals der Unterschied zwi-
schen dem Betreuungsgutscheinmo-
dell, dem Normkostenmodell und 
dem vorliegende städtischen Modell 
erläutert werden. 
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2 Er kann eine maximale Zahl an sub-
ventionsberechtigten Betreuungstagen 
und Betreuungsmodulen festlegen. 

Die Trägerschaften möchten diesen 
Absatz gestrichen haben, da sie 
nicht wollen, dass die Stadt mit die-
ser Bestimmung die subventionier-
ten Betreuungsverhältnisse limitie-
ren und damit kontingentieren 
kann. 

Gemäss dem Kinderbetreuungsge-
setz muss die Stadt Aarau ein be-
darfsgerechtes Betreuungsangebot 
bereitstellen und die Eltern müssen 
sich mit einkommensabhängigen 
Tarifen an den Betreuungskosten 
beteiligen. Falls diese beiden 
Grundsätze durch ausserordentliche 
Vorkommnisse (wie bspw. einer 
drastischen Budgetkürzung durch 
den Einwohnerrat oder durch eine 
Belegung aller Betreuungsplätze 
durch Eltern in sehr guten wirtschaft-
lichen Verhältnissen) nicht mehr ein-
gehalten werden können, braucht der 
Stadtrat ein Instrument, um ein Be-
treuungsangebot für Eltern in schwie-
rigen wirtschaftlichen Verhältnissen 
sicherzustellen. Deshalb soll ihm die 
Möglichkeit gegeben werden, in Aus-
nahmefällen korrigierend mit Vorga-
ben für das subventionierte Angebot 
eingreifen zu können. 

2 Er kann die Anzahl an subventi-
onsberechtigten Betreuungstagen 
und Betreuungsmodulen festle-
gen. 
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§  11 
Subvention bei fehlender Vereinbarung oder Betreuung 
ausserhalb der Stadt 

   

1 Bei Fehlen einer Vereinbarung mit 
der privaten Trägerschaft oder bei Be-
treuung ausserhalb der Stadt Aarau, 
haben die subventionsberechtigten 
Erziehungsberechtigten ein Gesuch an 
die Stadt Aarau zu richten. 

   

2 Das Gesuch ist innert drei Monaten 
seit Beginn der Betreuung einzu-
reichen, ansonsten werden rückwir-
kend keine Subventionen mehr ausge-
richtet. 

   

3 Zusammen mit dem Gesuch sind die 
für die Bemessung der Finanzierung 
notwendigen Unterlagen einzureichen. 

   

§  12 
Verletzung der Mitwirkungspflicht 

   

1 Kann der Beitrag aufgrund einer Ver-
letzung der Mitwirkungspflicht nicht 
berechnet oder überprüft werden, ent-
fällt der Subventionsanspruch. 
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§  13 
Bearbeitung von Steuerveranlagungen 

   

1 Die Stadtverwaltung darf Steuerver-
anlagungen zum Zwecke der Bemes-
sung der Finanzierung bearbeiten. 

   

§  14 
Inkasso der Beiträge 

   

1 Das Inkasso der Beiträge der Erzie-
hungsberechtigten ist Sache der Kin-
derkrippen, der Tagesstrukturen und 
der Tagesfamilien. 

   

5. Rechtsmittel         

§  15 
Erklärung und Beschwerde 

   

1 Erklären Betroffene, dass sie mit ei-
nem Entscheid einer Verwaltungsein-
heit der Stadt im Zusammenhang mit 
diesem Reglement oder seiner Ausfüh-
rungsbestimmungen nicht einverstan-
den sind, fällt der Stadtrat einen neuen 
Entscheid. Die Erklärung ist innert 10 
Tagen nach Zustellung des Entscheids 
der Verwaltungseinheit schriftlich bei 
der Verwaltungseinheit, zuhanden des 
Stadtrats, einzureichen. 
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2 Entscheide des Stadtrats können mit 
Beschwerde beim Regierungsrat oder 
bei der von ihm delegierten Stelle an-
gefochten werden. 

   

§  16 
Öffentlich-rechtliche Klage 

   

1 Streitigkeiten aus verwaltungsrechtli-
chen Verträgen sind auf dem öffent-
lich-rechtlichen Klageweg zu klären. 

   

2 Vor Einreichung der Klage soll die 
klagende der beklagten Partei ihr Be-
gehren schriftlich mitteilen und sie um 
Stellungnahme innert angemessener 
Frist ersuchen. 

   

§  17 
Ziviler Rechtsweg 

   

1 Streitigkeiten zwischen Erziehungs-
berechtigten und privaten Betreuungs-
einrichtungen sind auf dem zivilrechtli-
chen Weg zu klären. 

   

6. Schlussbestimmung         
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§  18 
Inkrafttreten 

   

1 Dieses Reglement tritt am 1. Januar 
2019 in Kraft. 

  1 Der Stadtrat bestimmt den Zeit-
punkt des Inkrafttretens. 

II.    

Keine Fremdänderungen.    

III.    

Keine Fremdaufhebungen.    

IV.    

Das Reglement unter Ziff. I tritt am 1. 
Januar 2019 in Kraft.      

  Der Stadtrat bestimmt den Zeit-
punkt des Inkrafttretens des Reg-
lements unter Ziff. I. 

Aarau, xx.xx.xxxx   Aarau, xx.xx.xxxx 

Im Namen des Einwohnerrates 
  
Der Präsident 
Matthias Keller 
  
Der Protokollführer 
Stefan Berner 

  Im Namen des Einwohnerrates 
  
Der Präsident 
Matthias Keller 
  
Der Protokollführer 
Stefan Berner 
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Ablauf der Referendumsfrist am 
xx.xx.xxxx 

  Ablauf der Referendumsfrist am 
xx.xx.xxxx 
Vom Stadtrat auf den xx.xx.xxxx 
in Kraft gesetzt.  

 


